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«So wie sich 
K i n d e r  a u f 
We i h n a c h t e n 
freuen, freue ich 
mich jedes Jahr 
auf den Beginn 
der Spargelsai-

son.»  

(Niedersachsens Lan-
desagrarmini ster in 
Barbara Otte-Kinast 
am Mittwoch nach der 
Eröffnung der Spargel-

saison)
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In dieser Ausgabe:

Wir haben im Koaliti-
onsvertrag ein klares 
Signal gesetzt: Religi-
onsfreiheit, das Recht 
auf Glaubens- und Be-
kenntnisfreiheit, steht 
im Mittelpunkt unseres 
Verständnisses der 
Menschenrechte. Es 
schützt die Lebenspra-
xis und damit die Wür-
de jedes Menschen in 
besonderer Weise – 
und steht doch an vie-
len Orten weltweit 
unter Druck. Der Reli-
gionsfreiheitsbericht, 
den das Auswärtige 
Amt 2016 erstmals 
vorgelegt hat und 
nun, wie von uns gefor-
dert, alle zwei Jahre 
veröffentlicht, weist 
dies amtlich nach.  

Der Bericht beschreibt 
anhand von typischer-
weise vorkommenden 
Verletzungen, wie das 
Menschenrecht auf 
Glaubens- und Be-
kenntnisfreiheit welt-
weit durch staatliche 
und nichtstaatliche Ak-
teure eingeschränkt 
wird. Weltweit kommt 
es  zu Rechtsverletzun-
gen unterschiedlicher 
Art. Besonders betrof-
fen sind religiöse Min-
derheiten. Im Rahmen 
unserer Beschlussemp-
fehlung befürworten 
wir die im Koalitions-
vertrag vereinbarte 

Fortschreibung des Be-
richts in zweijährigem 
Rhythmus. Außerdem 
fordern wir die Bundes-
regierung auf, sich auch 
weiterhin für die Um-
setzung und Ein-
haltung des Menschen-
rechts auf Religions- 
und Weltanschauungs-
freiheit einzusetzen.  

Viele Mitglieder unse-
rer Fraktion setzen sich 
schon seit Jahren für 
das Recht auf Religions-
freiheit ein etwa im Ste-
phanuskreis, der sich in 
dieser Woche unter sei-
nem Vorsitzenden Prof. 
Heribert Hirte neu kon-
stituiert hat. Besonders 
erfreulich ist, dass mit 
unserem Kollegen Mar-
kus Grübel nun der ers-
te Beauftragte der Bun-
desregierung für welt-
weite Religionsfreiheit 
sich intensiv um dieses 
Thema kümmern kann. 
Angesichts von Diskri-
minierung und schreck-
licher Gewalt, die gegen 
Angehörige von religiö-
sen Minderheiten welt-
weit verübt werden, ist 
dies ein gutes Zeichen.  

So sehr wir in Deutsch-
land für die Religions-
freiheit einstehen, so ste-
hen wir auch ganz aus-
drücklich gegen den An-
tisemitismus auf. Gegen 
diese gerade in unserem 
Land besonders widerli-
che Form der Unmensch-
lichkeit, die nicht nur, 
aber auch religiös be-

gründet wird, ge-
hen wir mit aller 
Entschlossenheit 
vor.  

Es darf uns nicht 
ruhen lassen, dass 
jüdische Gemein-
den und Einrich-

tungen in unserem Land 
schon bisher von der Po-
lizei geschützt werden 
müssen. Dass zu dem 
leider bereits bestehen-
den Antisemitismus sich 
nun ein neuer, arabi-
scher und islamistischer 
Antisemitismus gesellt, 
ist nicht zu akzeptieren. 
Es gibt keinen Zweifel: 
Deutschland ist die Hei-
mat von Christen und 
Juden, vielen Angehöri-
gen anderer Religionen, 
von Atheisten und Men-
schen, die sich gar nicht 
mit einem Glauben aus-
einandersetzen wollen. 
Der Hass gegenüber Reli-
gionen und Antisemitis-
mus haben hier nichts zu 
suchen. Dieses Grund-
verständnis ist Teil unse-
rer Leitkultur.  

Für Religionsfreiheit, gegen  Antisemitismus 

Freitag, 27. April 2018 
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Dafür sind wir den Menschen 
in Israel dankbar.  

Die Beziehungen zwischen 
Deutschland und Israel sind 
ein Grundpfeiler der deutschen 
Außenpolitik. Deutschland 

steht für das Existenzrecht des 
Staates Israel ein. Den Grund-
stein dieser Verpflichtung ha-
ben Ben Gurion und Konrad 
Adenauer gelegt. Hintergrund 
ist das Leid und Unrecht, das 
die Nationalsozialisten dem 
jüdischen Volk zugefügt haben. 
In diesem Bewusstsein und in 
Dankbarkeit über das seitdem 
Erreichte wollen wir die ge-

Was vor 70 Jahren mit der 
Gründung einer Heimstatt 
für das jüdische Volk begann, 
ist heute eine Erfolgsge-
schichte geworden. Israel fei-
ert mit Stolz sein Jubiläum. 
Aus einem Land, das 
bei seiner Gründung 
in eine höchst unsi-
chere und umkämpf-
te Zukunft blickte, 
wurde die einzige 
funktionierende De-
mokratie im Nahen 
und Mittleren Osten, 
nunmehr ein Land, 
das sein eigenes 
„Silicon Valley“ be-
sitzt und das ein wichtiger 
Teil der westlichen Wertege-
meinschaft geworden ist.  

Deutschland steht dabei 
durch den Zivilisationsbruch 
der Shoah in einem einzigar-
tigen Verhältnis zu Israel. 
Dass Israelis und Deutsche 
trotzdem zu Freunden wur-
den, grenzt an ein Wunder. 

meinsame Zukunft unserer 
beiden Länder weitergestal-
ten und unser Miteinander 
ausbauen.  

Anlässlich dieses 70. Jahres-
tags der Staatsgründung be-

kennt sich unsere Bun-
destagsfraktion in his-
torischer Verantwor-
tung zum unumstößli-
chen Existenzrecht Is-
raels und zur Bekämp-
fung jeglicher Form von 
Antisemitismus. Außer-
dem fordern wir mit 
diesem Antrag die Bun-
desregierung auf, die 

bereits sehr intensiven Bezie-
hungen in konkreten Feldern 
des gesellschaftlichen Lebens 
fortzuentwickeln. Hierzu ge-
hört für uns insbesondere das 
Eintreten für israelische Si-
cherheitsinteressen, der Aus-
bau zivilgesellschaftlicher Di-
alogprogramme sowie das 
Festhalten an unserer Erin-
nerungskultur.  

Siebzig Jahre Israel 

Bundeswehreinsätze in Mali verlängert 

Mit dem deutschen Beitrag sol-
len die Bemühungen der Ver-
einten Nationen zur Schaffung 

eines sicheren 
Umfeldes zur 
Förderung des 
F r i e d e n s -
prozesses unter-
stützt werden. 
Dabei hat inner-
halb Malis die 

Stabilisierung des Nordens Pri-
orität.  

Die Verlängerung des Mandats 
der EU-Ausbildungsmission 
EUTM Mali ergänzt die Bemü-
hungen der VN-Mission MI-
NUSMA und zielt speziell da-
rauf ab, die malischen Streit-

Wir haben diese Woche dem 
Antrag der Bundesregierung 
auf Verlängerung der Bun-
deswehrmandate 
in Mali bis zum 
31. Mai 2019 in 
namentlicher Ab-
stimmung zuge-
stimmt.  

Die Mandatsober-
grenze für die kämpfende 
Truppe liegt bei maximal 
1.000 einzusetzenden Solda-
ten. Der deutsche Einsatz 
konzentriert sich vornehm-
lich auf Führung und Füh-
rungsunterstützung, Siche-
rung sowie Aufklärung, Luft-
transport und -betankung. 

kräfte und die gemeinsame Ein-
satztruppe der G5-Sahel-
Staaten auszubilden, um deren 
Einsatzfähigkeit im eigen-
ständigen Kampf gegen terro-
ristische Strukturen zu verbes-
sern. Die Obergrenze des Man-
dats soll um 50 Soldaten auf 
350 erhöht werden. Damit tra-
gen wir den zusätzlichen Aufga-
ben Rechnung, die mit der 
Übernahme der Missionsfüh-
rung durch Deutschland ab No-
vember einhergehen. Im Rah-
men dessen wird das bisherige 
Einsatzgebiet im Süden Malis 
um die G5-Sektorenhaupt-
quartiere in Niger, Tschad und 
Mauretanien erweitert.  
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Das deutsche Bruttoinlands-
produkt wächst in diesem Jahr 
voraussichtlich um etwa zwei 
Prozent. Treiber der starken 
Entwicklung ist der vor allem 
im Euroraum anhaltend starke 
Export. Der Umfrage zufolge 
rechnen über 50 Prozent der 
2800 befragten Firmen mit ei-
nem Produktionsplus, lediglich 
acht Prozent erwarten einen 
Rückgang. Auch die Investitio-
nen ziehen an:  

Im Jahr 2018 will knapp die 
Hälfte der Unternehmen mehr 
investieren, 46 Prozent möch-
ten mehr Personal einstellen. 
Neben der anhaltend hohen 
Nachfrage nach deutschen Pro-
dukten auf dem Weltmarkt ist 
auch der Konsum im Inland 
weiterhin ungebremst. So er-
warten die Konjunkturforscher 
für das derzeitige Jahr ein 
Konsumplus von knapp zwei 
Prozent.  

 Die gute Konjunktur, steigende 
Steuereinnahmen, die Niedrig-
zinspolitik und strukturelle 

Entlastungsmaßnah-
men waren dafür die 
entscheidenden Grün-
de.  Diese Zahlen bele-
gen, dass wir auf dem 
richtigen Weg sind.  

Jetzt sind die Länder in 
der Pflicht den Über-

schuss so zu verwenden, dass 
sich auch weniger gut gestellten 
Städten, Kreisen und Gemein-

den eine Perspektiver eröffnet 
und die Diskrepanzen zwi-
schen den Kommunen nicht 
mehr so groß sind. Das bringt 
uns dem Ziel einer Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse 
überall in Deutschland einen 
Schritt weiter. Und schließlich 
lässt sich das im Grundgesetz 
verankerte Recht auf kommu-
nale Selbstverwaltung nur 
dann ausüben, wenn unseren 
Städten, Kreisen und Gemein-
den genug Mittel zur Verfü-
gung stehen. 

Die öffentlichen Haushalte 
von Bund, Ländern, Kommu-
nen und Sozialversicherun-
gen wiesen 
laut Statisti-
schem Bun-
desamt mit 
61,9 Milliar-
den Euro im 
vergangenen 
Jahr einen 
deutlichen Überschuss auf — 
davon entfielen auf die Kom-
munen insgesamt 10,7 Milli-
arden Euro. 

Länder in der Pflicht 

Gleichzeitig sind die Ausga-
ben für Bildung, Forschung 
und Wissenschaft um knapp 
3% gestiegen. Ihr Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt beträgt 
9%.  Die Zunahme der Inves-
titionen ist auf höhere Ausga-
ben für Bildungseinrichtun-
gen in öffentlicher und priva-
ter Trägerschaft sowie auf 
gestiegene Ausgaben für For-
schung und Entwicklung zu-
rückzuführen.  

Wirtschaftswachstum setzt sich fort 

Parteien, die verfassungsfeind-
liche Ziele verfolgen, Sankti-
onsmöglichkeiten unterhalb 
eines Parteien-
verbots beim 
Bundesverfas-
sungsgericht 
zu beantragen.  

Deshalb hat 
der Deutsche 
Bundestag in 
dieser Woche 
beschlossen, 
einen eigenen Antrag beim 
Bundesverfassungsgericht auf 
Ausschluss der NPD von der 

staatlichen Parteienfinanzie-
rung zu stellen. Bei einem er-
folgreichen Antrag entfiele zu-

gleich die 
s t e u e r l i c h e 
Begünstigung 
der Partei für 
die beantragte 
Dauer von 
sechs Jahren. 
Damit setzen 
wir gemein-
sam mit Bun-

desrat und Bundesregierung 
ein klares Zeichen, dass unse-
re Demokratie wehrhaft ist.  

Wer wesentliche Werte unse-
rer Verfassung ablehnt, soll 
keine staatlichen Gelder er-
halten. Die NPD missachtet 
die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung und ver-
folgt verfassungsfeindliche 
Ziele. Das hat das Bundesver-
fassungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 17. Januar 
2017 festgestellt.  

Bundestag und Bundesrat 
haben durch eine Grundge-
setzänderung im Jahr 2017 
die Möglichkeit in Art. 21 
Abs. 3 GG geschaffen, gegen 

Keine Staatsgelder für die NPD 
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«Das Kreuz ist nicht ein Zeichen einer Reli-
gion.» 

(Bayerns Ministerpräsident Markus Söder (CSU) am Dienstag zur 
Kruzifix-Offensive des Kabinetts, wonach künftig in allen Behör-
den der bayerischen Staatsverwaltung im Eingangsbereich Kreuze 
hängen werden) 
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Stark - Kompetent - Bürgernah 

und eine teure staatsfinanzier-
te Beschäftigung über den 
zweiten Arbeitsmarkt die Aus-
nahmelösung für einige wenige 
vorübergehend Leistungsunfä-
hige bleibt. Den Jobcentern vor 
Ort kommt die Aufgabe zu, zu 
entscheiden, welche Hilfeform 
für wen die Richtige ist, um 
Personen langfristig wieder an 

den Arbeitsmarkt 
heranzuführen, so 
einen geregelten All-
tag zu ermöglichen 
und damit sozialer 
Ausgrenzung entge-
genzuwirken. 

Hier sind pauschale 
Lösungen schwierig. 
Eine Mutter, die sich 
um ihre Kinder küm-
mern möchte, ist si-

cherlich anders zu behandeln, 
als ein alkoholabhängiger Mitt-
fünfziger, der an der Grenze 
zur Erwerbsunfähigkeit steht, 
oder etwa ein motivier Zuwan-
derer, dem bislang noch kein 
Zugang zu geeigneten Sprach– 
und Qualifizierungskursen er-
öffnet wurde.  

Wichtig ist dabei, die Familien 
und das soziale Umfeld  von 
erwerbslosen Menschen als 
Ganzes im Blick zu haben. Kin-
der müssen zum Beispiel se-
hen, dass ihre Eltern durch Ar-
beit einen geregelten Tagesab-
lauf haben. Nur so lässt sich 
das Risiko eines Teufelskreis 
und die Abwärtsspirale  gene-
rationenübergreifender Ar-
beitslosigkeit verringern.  

Der Koalitionsvertrag sieht 
in dieser Legislaturperiode 
die Verwendung von vier Mil-
liarden Euro für den Bereich 
Qualifizierung und gemein-
nützige Beschäftigung für 
Langzeitarbeitslose vor. Ziel 
bei der Verwendung dieser 
Mittel muss aus meiner Sicht  
in erster Linie die erfolgrei-
che Eingliederung 
der Langzeitarbeits-
losen in den ersten 
Arbeitsmarkt sein.  

Zu Umsetzung des 
Programm werden 
einerseits Kommu-
nale Beschäfti-
gungsgesellschaften 
gefordert, die zu-
nächst arbeits-
marktfernen Leis-
tungsempfänger auffangen. 
Wer Leistungsempfänger ist, 
kann andere hilfebedürftige 
Menschen unterstützen, sich 
bei der Pflege des öffentli-
chen Raums nützlich machen 
oder eine andere Aufgabe im 
Interesse der Gemeinschaft 
übernehmen. Ziel muss es 
sein, durch Stabilisierung 
und Qualifizierung eine Be-
schäftigung auf Mindestlohn-
niveau zu erreichen. 

Es gibt nicht den einen richti-
gen Weg, jeden arbeitslose 
Menschen in unserem Land 
wieder in Lohn und Brot zu 
bringen. Es ist aber wün-
schenswert, dass möglichst 
Viele es zurück auf den ers-
ten Arbeitsmarkt schaffen, 

Auch jüngst aus SPD-Kreisen  
vorgeschlagene Lösungen im 
Stile einer „Rente für Alle“ hel-
fen hier wenig. Sie würden nur 
die aktuelle soziale Situation 
der Betroffenen auf einem et-
was höherem Konsumniveau  
verfestigen und gleichzeitig die 
Steuer– und Abgabenzahler 
noch stärker belasten.. Das bie-
tet keine Anreize und bedeutet 
Perspektivlosigkeit und Demo-
tivation statt neuer Chancen. 

Das Ziel „Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt“ macht die 
Forderung von Berliner Unions-
Kollegen verständlich, die Aus-
zahlung von Hartz IV auf über 
50-jährige zu beschränken. Der 
derzeitige flächendeckende Ar-
beitskräftemangel - auch für 
einfache Tätigkeiten - macht es 
schwer verständlich, wenn sich 
arbeitsfähige junge Menschen  
auf Kosten des arbeitenden Be-
völkerungsteils durchfüttern 
lassen, anstatt selbst einen Bei-
trag für ihren eigenen Lebens-
unterhalt bzw. dem ihrer Fami-
lie zu leisten. Vor dem Hinter-
grund aktueller Meldungen 
über die international hohe 
Steuer– und Abgabenlast in 
Deutschland, des absehbar be-
vorstehenden Renteneintritts 
der „starken  Jahrgänge“ und 
des damit verbundenen Ader-
lasses auf dem Arbeitsmarkt 
bei gleichzeitige Anstieg der 
Renten-, Gesundheits– und 
Pflegebelastungen kann dieser 
Gesichtspunkt gar nicht hoch 
genug gewertet werden.  

Fit für den Arbeitsmarkt 


